
RICHTLINIEN

RICHTLINIE 2008/8/EG DES RATES

vom 12. Februar 2008

zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG bezüglich des Ortes der Dienstleistung

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 93,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

nach Stellungnahmen des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Schaffung des Binnenmarkts sowie Globalisierung,
Deregulierung und technologischer Wandel haben den
Dienstleistungsverkehr sowohl in quantitativer als auch
in struktureller Hinsicht erheblich verändert. Immer
mehr Dienstleistungen können aus der Ferne erbracht
werden. Um diesen Entwicklungen Rechnung zu tragen,
wurde im Laufe der Jahre eine Reihe einzelner Anpassun-
gen vorgenommen, so dass viele Dienstleistungen inzwi-
schen bereits nach dem Bestimmungslandprinzip be-
steuert werden.

(2) Das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erfor-
dert eine Änderung der Richtlinie 2006/112/EG des Ra-
tes vom 28. November 2006 über das gemeinsame
Mehrwertsteuersystem (3) hinsichtlich der Vorschriften
über den Ort der Dienstleistung entsprechend der Strate-
gie der Kommission zur Modernisierung und Vereinfa-
chung der Funktionsweise des gemeinsamen MwSt.-Sys-
tems.

(3) Alle Dienstleistungen sollten grundsätzlich an dem Ort
besteuert werden, an dem der tatsächliche Verbrauch er-
folgt. Allerdings wären auch bei einer entsprechenden
Änderung dieser Grundregel für die Bestimmung des Or-
tes der Dienstleistung sowohl aus verwaltungstechnischen
als auch aus politischen Gründen noch gewisse Ausnah-
men davon erforderlich.

(4) Bei Dienstleistungen an Steuerpflichtige sollte die Grund-
regel für die Bestimmung des Ortes der Dienstleistung auf
den Ort abstellen, an dem der Empfänger ansässig ist,
und nicht auf den, an dem der Dienstleistungserbringer
ansässig ist. Im Hinblick auf die Regeln zur Bestimmung
des Ortes der Dienstleistung und um die Belastung für
die wirtschaftliche Tätigkeit möglichst gering zu halten,
sollten Steuerpflichtige, die auch nichtsteuerbaren Tätig-
keiten nachgehen, für alle an sie erbrachten Dienstleistun-
gen als Steuerpflichtige gelten. Gleichermaßen sollten
nichtsteuerpflichtige juristische Personen, die für die Zwe-
cke der Mehrwertsteuer erfasst sind, als Steuerpflichtige
gelten. Diese Regelungen sollten im Einklang mit den
allgemeinen Regeln nicht auf Dienstleistungen Anwen-
dung finden, die von Steuerpflichtigen für ihre persön-
liche Verwendung oder die Verwendung durch ihr Perso-
nal empfangen werden.

(5) Bei Dienstleistungen an Nichtsteuerpflichtige sollte die
Grundregel weiterhin lauten, dass als Ort der Dienstleis-
tung der Ort gilt, an dem der Dienstleistungserbringer
den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat.

(6) Unter bestimmten Umständen sind die Grundregeln für
die Bestimmung des Ortes der Dienstleistung bei Steuer-
pflichtigen bzw. Nichtsteuerpflichtigen nicht anwendbar,
weshalb stattdessen spezifische Ausnahmen gelten soll-
ten. Diese Ausnahmen sollten weitgehend auf bestehen-
den Kriterien beruhen und dem Grundsatz der Besteue-
rung am Ort des Verbrauchs folgen, bestimmten Wirt-
schaftsteilnehmern jedoch keine unangemessenen Verwal-
tungslasten auferlegen.

(7) Empfängt ein Steuerpflichtiger eine Dienstleistung von
einem Dienstleistungserbringer, der nicht im gleichen
Mitgliedstaat ansässig ist, so sollte die Steuerschuldner-
schaft in bestimmten Fällen zwingend umgekehrt werden,
d. h. der Steuerpflichtige sollte die betreffende Mehrwert-
steuer auf die erworbene Dienstleistung selbst erklären
müssen.

(8) Zur Vereinfachung der Pflichten für Unternehmen, die in
Mitgliedstaaten, in denen sie nicht ansässig sind, Tätigkei-
ten nachgehen, sollte eine Regelung eingeführt werden,
nach der sie über eine einzige elektronische Anlaufstelle
für Zwecke der Mehrwertsteuererfassung und -erklärung
verfügen. Bis eine solche Regelung eingeführt ist, sollte
die Regelung verwendet werden, die zur Vereinfachung
der Einhaltung der steuerlichen Pflichten nicht in der
Gemeinschaft ansässiger Steuerpflichtiger eingeführt
wurde.
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(9) Im Hinblick auf die korrekte Anwendung dieser Richt-
linie sollte jeder Steuerpflichtige mit einer Mehrwert-
steuer-Identifikationsnummer außerdem eine zusammen-
fassende Meldung der Steuerpflichtigen und nichtsteuer-
pflichtigen juristischen Personen vorlegen, die für die
Zwecke der Mehrwertsteuer erfasst sind und für die er
unter den Mechanismus der umgekehrten Steuerschuld-
nerschaft fallende steuerpflichtige Dienstleistungen er-
bracht hat.

(10) Einige der Änderungen bezüglich des Ortes der Dienst-
leistung könnten erhebliche Folgen für den Haushalt der
Mitgliedstaaten haben. Um einen problemlosen Übergang
zu gewährleisten, sollten diese Änderungen zeitverzögert
eingeführt werden.

(11) Nach Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinbarung
über bessere Rechtsetzung (1) sind die Mitgliedstaaten auf-
gefordert, für ihre eigenen Zwecke und im Interesse der
Gemeinschaft eigene Tabellen aufzustellen, aus denen im
Rahmen des Möglichen die Entsprechungen zwischen
dieser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu
entnehmen sind, und diese zu veröffentlichen.

(12) Die Richtlinie 2006/112/EG sollte daher entsprechend
geändert werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 2006/112/EG wird mit Wirkung vom 1. Januar
2009 wie folgt geändert:

1. Artikel 56 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Absatz 1 Buchstaben j und k und Absatz 2 gelten bis
zum 31. Dezember 2009.“

2. Artikel 57 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Absatz 1 gilt bis zum 31. Dezember 2009.“

3. Artikel 59 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Mitgliedstaaten wenden Artikel 58 Buchstabe b
bis zum 31. Dezember 2009 auf die in Artikel 56 Absatz 1
Buchstabe j genannten Rundfunk- und Fernsehdienstleistun-
gen an, die durch einen Steuerpflichtigen, der den Sitz seiner
wirtschaftlichen Tätigkeit oder eine feste Niederlassung, von
der aus die Dienstleistung erbracht wird, oder in Ermange-
lung eines solchen Sitzes oder einer solchen Niederlassung
seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort
außerhalb der Gemeinschaft hat, an Nichtsteuerpflichtige er-

bracht werden, die in einem Mitgliedstaat ansässig sind oder
dort ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort
haben.“

4. Artikel 357 erhält folgende Fassung:

„Artikel 357

Die Bestimmungen dieses Kapitels gelten bis zum 31. Dezem-
ber 2014.“

Artikel 2

Die Richtlinie 2006/112/EG wird mit Wirkung vom 1. Januar
2010 wie folgt geändert:

1. Titel V Kapitel 3 erhält folgende Fassung:

„KAPITEL 3

Ort der Dienstleistung

A b s c h n i t t 1

B e g r i f f s b e s t i mm u n g e n

Artikel 43

Für die Zwecke der Anwendung der Regeln für die Bestim-
mung des Ortes der Dienstleistung gilt

1. ein Steuerpflichtiger, der auch Tätigkeiten ausführt oder
Umsätze bewirkt, die nicht als steuerbare Lieferungen
von Gegenständen oder Dienstleistungen im Sinne des
Artikels 2 Absatz 1 angesehen werden, in Bezug auf alle
an ihn erbrachten Dienstleistungen als Steuerpflichtiger;

2. eine nicht steuerpflichtige juristische Person mit Mehr-
wertsteuer-Identifikationsnummer als Steuerpflichtiger.

A b s c h n i t t 2

A l l g e m e i n e B e s t i mm u n g e n

Artikel 44

Als Ort einer Dienstleistung an einen Steuerpflichtigen, der
als solcher handelt, gilt der Ort, an dem dieser Steuerpflich-
tige den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat. Werden
diese Dienstleistungen jedoch an eine feste Niederlassung
des Steuerpflichtigen, die an einem anderen Ort als dem
des Sitzes seiner wirtschaftlichen Tätigkeit gelegen ist, er-
bracht, so gilt als Ort dieser Dienstleistungen der Sitz der
festen Niederlassung. In Ermangelung eines solchen Sitzes
oder einer solchen festen Niederlassung gilt als Ort der
Dienstleistung der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufent-
haltsort des steuerpflichtigen Dienstleistungsempfängers.
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Artikel 45

Als Ort einer Dienstleistung an einen Nichtsteuerpflichtigen
gilt der Ort, an dem der Dienstleistungserbringer den Sitz
seiner wirtschaftlichen Tätigkeit hat. Werden diese Dienst-
leistungen jedoch von der festen Niederlassung des Dienst-
leistungserbringers, die an einem anderen Ort als dem des
Sitzes seiner wirtschaftlichen Tätigkeit gelegen ist, aus er-
bracht, so gilt als Ort dieser Dienstleistungen der Sitz der
festen Niederlassung. In Ermangelung eines solchen Sitzes
oder einer solchen festen Niederlassung gilt als Ort der
Dienstleistung der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufent-
haltsort des Dienstleistungserbringers.

A b s c h n i t t 3

B e s o n d e r e B e s t i mm u n g e n

U n t e r a b s c h n i t t 1

V o n V e r m i t t l e r n e r b r a c h t e D i e n s t l e i s t u n g e n
a n N i c h t s t e u e r p f l i c h t i g e

Artikel 46

Als Ort einer Dienstleistung an einen Nichtsteuerpflichtigen,
die von einem Vermittler im Namen und für Rechnung
eines Dritten erbracht wird, gilt der Ort, an dem der ver-
mittelte Umsatz gemäß den Bestimmungen dieser Richtlinie
erbracht wird.

U n t e r a b s c h n i t t 2

D i e n s t l e i s t u n g e n i m Z u s a mm e n h a n g m i t
G r u n d s t ü c k e n

Artikel 47

Als Ort einer Dienstleistung im Zusammenhang mit einem
Grundstück, einschließlich der Dienstleistungen von Sach-
verständigen und Grundstücksmaklern, der Beherbergung in
der Hotelbranche oder in Branchen mit ähnlicher Funktion,
wie zum Beispiel in Ferienlagern oder auf einem als Cam-
pingplatz hergerichteten Gelände, der Einräumung von
Rechten zur Nutzung von Grundstücken sowie von Dienst-
leistungen zur Vorbereitung und Koordinierung von Bau-
leistungen, wie z. B. die Leistungen von Architekten und
Bauaufsichtsunternehmen, gilt der Ort, an dem das Grund-
stück gelegen ist.

U n t e r a b s c h n i t t 3

B e f ö r d e r u n g s l e i s t u n g e n

Artikel 48

Als Ort einer Personenbeförderungsleistung gilt der Ort, an
dem die Beförderung nach Maßgabe der zurückgelegten
Beförderungsstrecke jeweils stattfindet.

Artikel 49

Als Ort einer Güterbeförderungsleistung an Nichtsteuer-
pflichtige, die keine innergemeinschaftliche Güterbeförde-
rung darstellt, gilt der Ort, an dem die Beförderung nach

Maßgabe der zurückgelegten Beförderungsstrecke jeweils
stattfindet.

Artikel 50

Als Ort einer innergemeinschaftlichen Güterbeförderungs-
leistung an Nichtsteuerpflichtige gilt der Abgangsort der
Beförderung.

Artikel 51

Als ‚innergemeinschaftliche Güterbeförderung‘ gilt die Be-
förderung von Gegenständen, bei der Abgangs- und An-
kunftsort in zwei verschiedenen Mitgliedstaaten liegen.

‚Abgangsort‘ ist der Ort, an dem die Güterbeförderung tat-
sächlich beginnt, ungeachtet der Strecken, die bis zu dem
Ort zurückzulegen sind, an dem sich die Gegenstände be-
finden, und ‚Ankunftsort‘ ist der Ort, an dem die Güterbe-
förderung tatsächlich endet.

Artikel 52

Die Mitgliedstaaten haben die Möglichkeit, keine Mehrwert-
steuer auf den Teil der innergemeinschaftlichen Güterbeför-
derung an Nichtsteuerpflichtige zu erheben, der den Beför-
derungsstrecken über Gewässer entspricht, die nicht zum
Gebiet der Gemeinschaft gehören.

U n t e r a b s c h n i t t 4

D i e n s t l e i s t u n g e n a u f d e m G e b i e t d e r K u l t u r ,
d e r K ü n s t e , d e s S p o r t s , d e r W i s s e n s c h a f t ,
d e s U n t e r r i c h t s , d e r U n t e r h a l t u n g u n d ä h n -
l i c h e V e r a n s t a l t u n g e n , N e b e n t ä t i g k e i t e n z u r
B e f ö r d e r u n g , B e g u t a c h t u n g v o n b e w e g l i c h e n
G e g e n s t ä n d e n u n d A r b e i t e n a n s o l c h e n G e -
g e n s t ä n d e n

Artikel 53

Als Ort einer Dienstleistung und damit zusammenhängen-
der Dienstleistungen betreffend Tätigkeiten auf dem Gebiet
der Kultur, der Künste, des Sports, der Wissenschaft, des
Unterrichts, der Unterhaltung oder ähnliche Veranstaltun-
gen wie Messen und Ausstellungen, einschließlich der Er-
bringung von Dienstleistungen der Veranstalter solcher Tä-
tigkeiten, gilt der Ort, an dem diese Tätigkeiten tatsächlich
ausgeübt werden.

Artikel 54

Als Ort der folgenden Dienstleistungen an Nichtsteuer-
pflichtige gilt der Ort, an dem sie tatsächlich erbracht wer-
den:

a) Nebentätigkeiten zur Beförderung wie Beladen, Entladen,
Umschlag und ähnliche Tätigkeiten;

b) Begutachtung von beweglichen körperlichen Gegenstän-
den und Arbeiten an solchen Gegenständen.
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U n t e r a b s c h n i t t 5

R e s t a u r a n t - u n d V e r p f l e g u n g s d i e n s t l e i s t u n -
g e n

Artikel 55

Als Ort von Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen,
die nicht an Bord eines Schiffes oder eines Flugzeugs oder
in der Eisenbahn während des innerhalb der Gemeinschaft
stattfindenden Teils einer Personenbeförderung tatsächlich
erbracht werden, gilt der Ort, an dem die Dienstleistungen
tatsächlich erbracht werden.

U n t e r a b s c h n i t t 6

V e r m i e t u n g v o n B e f ö r d e r u n g s m i t t e l n

Artikel 56

(1) Als Ort der Vermietung eines Beförderungsmittels
über einen kürzeren Zeitraum gilt der Ort, an dem das
Beförderungsmittel dem Dienstleistungsempfänger tatsäch-
lich zur Verfügung gestellt wird.

(2) Als ‚kürzerer Zeitraum‘ im Sinne des Absatzes 1 gilt
der Besitz oder die Verwendung des Beförderungsmittels
während eines ununterbrochenen Zeitraums von nicht
mehr als 30 Tagen und bei Wasserfahrzeugen von nicht
mehr als 90 Tagen.

U n t e r a b s c h n i t t 7

F ü r d e n V e r b r a u c h b e s t i mm t e R e s t a u r a n t -
u n d V e r p f l e g u n g s d i e n s t l e i s t u n g e n a n B o r d
e i n e s S c h i f f e s , e i n e s F l u g z e u g s o d e r i n d e r
E i s e n b a h n

Artikel 57

(1) Der Ort von Restaurant- und Verpflegungsdienstleis-
tungen, die an Bord eines Schiffes oder eines Flugzeugs
oder in der Eisenbahn während des innerhalb der Gemein-
schaft stattfindenden Teils einer Personenbeförderung tat-
sächlich erbracht werden, ist der Abgangsort der Personen-
beförderung.

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 gilt als ‚innerhalb der
Gemeinschaft stattfindender Teil einer Personenbeförde-
rung‘ der Teil einer Beförderung zwischen dem Abgangsort
und dem Ankunftsort einer Personenbeförderung, der ohne
Zwischenaufenthalt außerhalb der Gemeinschaft erfolgt.

‚Abgangsort einer Personenbeförderung‘ ist der erste Ort
innerhalb der Gemeinschaft, an dem Reisende in das Beför-
derungsmittel einsteigen können, gegebenenfalls nach ei-
nem Zwischenaufenthalt außerhalb der Gemeinschaft.

‚Ankunftsort einer Personenbeförderung‘ ist der letzte Ort
innerhalb der Gemeinschaft, an dem in der Gemeinschaft
zugestiegene Reisende das Beförderungsmittel verlassen

können, gegebenenfalls vor einem Zwischenaufenthalt au-
ßerhalb der Gemeinschaft.

Im Falle einer Hin- und Rückfahrt gilt die Rückfahrt als
gesonderte Beförderung.

U n t e r a b s c h n i t t 8

E l e k t r o n i s c h e r b r a c h t e D i e n s t l e i s t u n g e n a n
N i c h t s t e u e r p f l i c h t i g e

Artikel 58

Als Ort elektronisch erbrachter Dienstleistungen, insbeson-
dere der in Anhang II genannten, die von einem Steuer-
pflichtigen, der den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit
oder eine feste Niederlassung, von der aus die Dienstleis-
tung erbracht wird, oder in Ermangelung eines solchen
Sitzes oder einer solchen Niederlassung seinen Wohnsitz
oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort außerhalb der
Gemeinschaft hat, an Nichtsteuerpflichtige erbracht werden,
die in einem Mitgliedstaat ansässig sind oder dort ihren
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort haben,
gilt der Ort, an dem der Nichtsteuerpflichtige ansässig ist
oder seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort
hat.

Kommunizieren Dienstleistungserbringer und Dienstleis-
tungsempfänger über E-Mail miteinander, bedeutet dies al-
lein noch nicht, dass die erbrachte Dienstleistung eine elekt-
ronisch erbrachte Dienstleistung wäre.

U n t e r a b s c h n i t t 9

D i e n s t l e i s t u n g e n a n N i c h t s t e u e r p f l i c h t i g e
a u ß e r h a l b d e r G em e i n s c h a f t

Artikel 59

Als Ort der folgenden Dienstleistungen an einen Nicht-
steuerpflichtigen, der außerhalb der Gemeinschaft ansässig
ist oder seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Auf-
enthaltsort außerhalb der Gemeinschaft hat, gilt der Ort, an
dem dieser Nichtsteuerpflichtige ansässig ist oder seinen
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat:

a) Abtretung und Einräumung von Urheberrechten, Patent-
rechten, Lizenzrechten, Fabrik- und Warenzeichen sowie
ähnlichen Rechten;

b) Dienstleistungen auf dem Gebiet der Werbung;

c) Dienstleistungen von Beratern, Ingenieuren, Studienbü-
ros, Anwälten, Buchprüfern und sonstige ähnliche
Dienstleistungen sowie die Datenverarbeitung und die
Überlassung von Informationen;

d) Verpflichtungen, eine berufliche Tätigkeit ganz oder teil-
weise nicht auszuüben oder ein in diesem Artikel ge-
nanntes Recht nicht wahrzunehmen;
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e) Bank-, Finanz- und Versicherungsumsätze, einschließlich
Rückversicherungsumsätze, ausgenommen die Vermie-
tung von Schließfächern;

f) Gestellung von Personal;

g) Vermietung beweglicher körperlicher Gegenstände, aus-
genommen jegliche Beförderungsmittel;

h) Gewährung des Zugangs zu Erdgas- und Elektrizitätsver-
teilungsnetzen und Fernleitung oder Übertragung über
diese Netze sowie Erbringung anderer unmittelbar damit
verbundener Dienstleistungen;

i) Telekommunikationsdienstleistungen;

j) Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen;

k) elektronisch erbrachte Dienstleistungen, insbesondere
die in Anhang II genannten Dienstleistungen.

Kommunizieren Dienstleistungserbringer und Dienstleis-
tungsempfänger über E-Mail miteinander, bedeutet dies al-
lein noch nicht, dass die erbrachte Dienstleistung eine elekt-
ronisch erbrachte Dienstleistung wäre.

U n t e r a b s c h n i t t 1 0

V e r m e i d u n g d e r D o p p e l b e s t e u e r u n g u n d d e r
N i c h t b e s t e u e r u n g

Artikel 59a

Um Doppelbesteuerung, Nichtbesteuerung und Wettbe-
werbsverzerrungen zu vermeiden, können die Mitgliedstaa-
ten bei Dienstleistungen, deren Erbringungsort sich gemäß
den Artikeln 44, 45, 56 und 59 bestimmt,

a) den Ort einer oder aller dieser Dienstleistungen, der in
ihrem Gebiet liegt, so behandeln, als läge er außerhalb
der Gemeinschaft, wenn die tatsächliche Nutzung oder
Auswertung außerhalb der Gemeinschaft erfolgt;

b) den Ort einer oder aller dieser Dienstleistungen, der
außerhalb der Gemeinschaft liegt, so behandeln, als
läge er in ihrem Gebiet, wenn in ihrem Gebiet die tat-
sächliche Nutzung oder Auswertung erfolgt.

Diese Bestimmung gilt jedoch nicht für elektronisch er-
brachte Dienstleistungen, wenn diese Dienstleistungen für
nicht in der Gemeinschaft ansässige Nichtsteuerpflichtige
erbracht werden.

Artikel 59b

Die Mitgliedstaaten wenden Artikel 59a Buchstabe b auf
Telekommunikationsdienstleistungen und auf die in Artikel
59 Absatz 1 Buchstabe j genannten Rundfunk- und Fern-
sehdienstleistungen an, die von einem Steuerpflichtigen, der
den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit oder eine feste
Niederlassung, von der aus die Dienstleistung erbracht
wird, oder in Ermangelung eines solchen Sitzes oder einer
solchen Niederlassung seinen Wohnsitz oder seinen ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort außerhalb der Gemeinschaft
hat, an Nichtsteuerpflichtige erbracht werden, die in einem
Mitgliedstaat ansässig sind oder dort ihren Wohnsitz oder
ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort haben.“

2. Artikel 98 Absatz 2 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Die ermäßigten Steuersätze sind nicht anwendbar auf
elektronisch erbrachte Dienstleistungen.“

3. Der einleitende Satzteil des Artikels 170 erhält folgende
Fassung:

„Jeder Steuerpflichtige, der im Sinne des Artikels 1 der
Richtlinie 86/560/EWG (*), des Artikels 2 Nummer 1 und
des Artikels 3 der Richtlinie 2008/9/EG (**) und des Arti-
kels 171 der vorliegenden Richtlinie nicht in dem Mitglied-
staat ansässig ist, in dem er die Gegenstände und Dienst-
leistungen erwirbt oder mit der Mehrwertsteuer belastete
Gegenstände einführt, hat Anspruch auf Erstattung dieser
Mehrwertsteuer, soweit die Gegenstände und Dienstleistun-
gen für die Zwecke folgender Umsätze verwendet werden:
___________
(*) Dreizehnte Richtlinie 86/560/EWG des Rates vom

17. November 1986 zur Harmonisierung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz-
steuern — Verfahren der Erstattung der Mehrwert-
steuer an nicht im Gebiet der Gemeinschaft ansässige
Steuerpflichtige (ABl. L 326 vom 21.11.1986, S. 40).

(**) Richtlinie 2008/9/EG des Rates vom 12. Februar 2008
zur Regelung der Erstattung der Mehrwertsteuer gemäß
der Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat
der Erstattung, sondern in einem anderen Mitgliedstaat
ansässige Steuerpflichtige (ABl. L 44 vom 20.2.2008,
S. 23).“

4. Artikel 171 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Erstattung der Mehrwertsteuer an Steuer-
pflichtige, die nicht in dem Mitgliedstaat, in dem sie
die Gegenstände und Dienstleistungen erwerben oder
mit der Mehrwertsteuer belastete Gegenstände einführen,
sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässig sind,
erfolgt nach dem in der Richtlinie 2008/9/EG vorgese-
henen Verfahren.“
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b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Richtlinie 86/560/EWG gilt nicht für:

a) nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats der
Erstattung fälschlich in Rechnung gestellte Mehr-
wertsteuerbeträge;

b) in Rechnung gestellte Mehrwertsteuerbeträge für Lie-
ferungen von Gegenständen, die gemäß Artikel 138
oder Artikel 146 Absatz 1 Buchstabe b von der
Steuer befreit sind oder befreit werden können.“

5. Folgender Artikel 171a wird eingefügt:

„Artikel 171a

Die Mitgliedstaaten können anstatt der Gewährung einer
Erstattung der Mehrwertsteuer gemäß den Richtlinien
86/560/EWG oder 2008/9/EG für Lieferungen von Gegen-
ständen oder Dienstleistungen an einen Steuerpflichtigen,
für die dieser Steuerpflichtige die Steuer gemäß den Arti-
keln 194 bis 197 oder Artikel 199 schuldet, den Abzug
dieser Steuer nach dem Verfahren gemäß Artikel 168 er-
lauben. Bestehende Beschränkungen nach Artikel 2 Absatz
2 und Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 86/560/EWG kön-
nen beibehalten werden.

Zu diesem Zweck können die Mitgliedstaaten den Steuer-
pflichtigen, der die Steuer zu entrichten hat, von dem Erst-
attungsverfahren gemäß den Richtlinien 86/560/EWG oder
2008/9/EG ausschließen.“

6. In Titel XI Kapitel 1 Abschnitt 1 wird folgender Artikel
192a eingefügt:

„Artikel 192a

Für die Zwecke der Anwendung dieses Abschnitts gilt ein
Steuerpflichtiger, der im Gebiet des Mitgliedstaats, in dem
die Steuer geschuldet wird, über eine feste Niederlassung
verfügt, als nicht in diesem Mitgliedstaat ansässig, wenn
die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

a) er liefert steuerpflichtig Gegenstände oder erbringt
steuerpflichtig eine Dienstleistung im Gebiet dieses Mit-
gliedstaats;

b) eine Niederlassung des Lieferers oder Dienstleistungser-
bringers im Gebiet dieses Mitgliedstaats ist nicht an der
Lieferung oder Dienstleistung beteiligt.“

7. Artikel 196 erhält folgende Fassung:

„Artikel 196

Die Mehrwertsteuer schuldet der Steuerpflichtige oder die
nicht steuerpflichtige juristische Person mit einer Mehrwert-

steuer-Identifikationsnummer, für den/die eine Dienstleis-
tung nach Artikel 44 erbracht wird, wenn die Dienstleis-
tung von einem nicht in diesem Mitgliedstaat ansässigen
Steuerpflichtigen erbracht wird.“

8. In Artikel 214 werden folgende Buchstaben angefügt:

„d) jeder Steuerpflichtige, der in seinem jeweiligen Gebiet
Dienstleistungen empfängt, für die er die Mehrwertsteuer
gemäß Artikel 196 schuldet;

e) jeder Steuerpflichtige, der in seinem jeweiligen Gebiet
ansässig ist und Dienstleistungen im Gebiet eines ande-
ren Mitgliedstaats erbringt, für die gemäß Artikel 196
ausschließlich der Empfänger die Mehrwertsteuer
schuldet.“

9. Artikel 262 erhält folgende Fassung:

„Artikel 262

Jeder Steuerpflichtige mit Mehrwertsteuer-Identifikations-
nummer muss eine zusammenfassende Meldung abgeben,
in der Folgendes aufgeführt ist:

a) die Erwerber mit Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer,
denen er Gegenstände unter den Bedingungen des Arti-
kels 138 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe c geliefert
hat;

b) die Personen mit Mehrwertsteuer-Identifikationsnum-
mer, denen er Gegenstände geliefert hat, die ihm im
Rahmen eines innergemeinschaftlichen Erwerbs im
Sinne des Artikels 42 geliefert wurden;

c) die Steuerpflichtigen sowie die nicht steuerpflichtigen
juristischen Personen mit Mehrwertsteuer-Identifika-
tionsnummer, für die er Dienstleistungen erbracht hat,
die keine Dienstleistungen sind, die in dem Mitgliedstaat,
in dem der Umsatz steuerbar ist, von der Mehrwert-
steuer befreit sind, und für die der Dienstleistungsemp-
fänger gemäß Artikel 196 der Steuerschuldner ist.“

10. Artikel 264 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Buchstaben a und b erhalten folgende Fassung:

„a) die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer des
Steuerpflichtigen in dem Mitgliedstaat, in dem die
zusammenfassende Meldung abzugeben ist, und un-
ter der er Gegenstände im Sinne des Artikels 138
Absatz 1 geliefert hat oder steuerpflichtige Dienst-
leistungen im Sinne des Artikels 44 erbracht hat;
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b) die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer eines je-
den Erwerbers von Gegenständen oder eines jeden
Empfängers von Dienstleistungen in einem anderen
Mitgliedstaat als dem, in dem die zusammenfassende
Meldung abzugeben ist, und unter der ihm die Ge-
genstände geliefert oder für ihn die Dienstleistungen
erbracht wurden;“

b) Buchstabe d erhält folgende Fassung:

„d) für jeden einzelnen Erwerber von Gegenständen oder
Empfänger von Dienstleistungen den Gesamtbetrag
der Lieferungen von Gegenständen und den Gesamt-
betrag der Dienstleistungen durch den Steuerpflichti-
gen;“

11. Artikel 358 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. ‚elektronische Dienstleistungen‘ und ‚elektronisch er-
brachte Dienstleistungen‘: die in Artikel 59 Absatz 1
Buchstabe k genannten Dienstleistungen;“

b) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. ‚Mitgliedstaat des Verbrauchs‘: der Mitgliedstaat, in
dem der Ort der elektronischen Dienstleistung gemäß
Artikel 58 als gelegen gilt;“

12. Die Überschrift des Anhangs II erhält folgende Fassung:

„EXEMPLARISCHES VERZEICHNIS ELEKTRONISCH
ERBRACHTER DIENSTLEISTUNGEN IM SINNE DES
ARTIKELS 58 UND DES ARTIKELS 59 ABSATZ 1
BUCHSTABE K“

Artikel 3

Die Artikel 53 und 54 der Richtlinie 2006/112/EG erhalten mit
Wirkung vom 1. Januar 2011 folgende Fassung:

„Artikel 53

Als Ort einer Dienstleistung an einen Steuerpflichtigen be-
treffend die Eintrittsberechtigung sowie die damit zusammen-
hängenden Dienstleistungen für Veranstaltungen auf dem Ge-
biet der Kultur, der Künste, des Sports, der Wissenschaft, des
Unterrichts, der Unterhaltung oder für ähnliche Veranstaltun-
gen wie Messen und Ausstellungen gilt der Ort, an dem diese
Veranstaltungen tatsächlich stattfinden.

Artikel 54

(1) Als Ort einer Dienstleistung sowie der damit zusam-
menhängenden Dienstleistungen an einen Nichtsteuerpflichti-
gen betreffend Tätigkeiten auf dem Gebiet der Kultur, der
Künste, des Sports, der Wissenschaft, des Unterrichts, der
Unterhaltung oder ähnliche Veranstaltungen wie Messen
und Ausstellungen, einschließlich der Erbringung von Dienst-

leistungen der Veranstalter solcher Tätigkeiten, gilt der Ort,
an dem diese Tätigkeiten tatsächlich ausgeübt werden.

(2) Als Ort der folgenden Dienstleistungen an Nichtsteuer-
pflichtige gilt der Ort, an dem sie tatsächlich erbracht werden:

a) Nebentätigkeiten zur Beförderung wie Beladen, Entladen,
Umschlag und ähnliche Tätigkeiten;

b) Begutachtung von beweglichen körperlichen Gegenstän-
den und Arbeiten an solchen Gegenständen.“

Artikel 4

Mit Wirkung vom 1. Januar 2013 erhält Artikel 56 Absatz 2
der Richtlinie 2006/112/EG die folgende Fassung:

„(2) Als Ort der Vermietung eines Beförderungsmittels an
Nichtsteuerpflichtige, ausgenommen die Vermietung über ei-
nen kürzeren Zeitraum, gilt der Ort, an dem der Dienstleis-
tungsempfänger ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder sei-
nen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat.

Jedoch gilt als Ort der Vermietung eines Sportboots an einen
Nichtsteuerpflichtigen, ausgenommen die Vermietung über
einen kürzeren Zeitraum, der Ort, an dem das Sportboot
dem Dienstleistungsempfänger tatsächlich zur Verfügung ge-
stellt wird, sofern der Dienstleistungserbringer diese Dienst-
leistung tatsächlich vom Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit
oder von einer festen Niederlassung an diesem Ort aus er-
bringt.

(3) Als ‚kürzerer Zeitraum‘ im Sinne der Absätze 1 und 2
gilt der Besitz oder die Verwendung des Beförderungsmittels
während eines ununterbrochenen Zeitraums von nicht mehr
als 30 Tagen und bei Wasserfahrzeugen von nicht mehr als
90 Tagen.“

Artikel 5

Die Richtlinie 2006/112/EG wird mit Wirkung vom 1. Januar
2015 wie folgt geändert:

1. Titel V Kapitel 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 8 erhält fol-
gende Fassung:

„U n t e r a b s c h n i t t 8

T e l e k omm u n i k a t i o n s d i e n s t l e i s t u n g e n , R u n d -
f u n k - u n d F e r n s e h d i e n s t l e i s t u n g e n u n d
e l e k t r o n i s c h e r b r a c h t e D i e n s t l e i s t u n g e n a n
N i c h t s t e u e r p f l i c h t i g e

Artikel 58

Als Ort der folgenden Dienstleistungen an Nichtsteuer-
pflichtige gilt der Ort, an dem dieser Nichtsteuerpflichtige
ansässig ist oder seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnli-
chen Aufenthaltsort hat:

a) Telekommunikationsdienstleistungen;
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b) Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen;

c) elektronisch erbrachte Dienstleistungen, insbesondere
die in Anhang II genannten Dienstleistungen.

Kommunizieren Dienstleistungserbringer und Dienstleis-
tungsempfänger über E-Mail miteinander, bedeutet dies al-
lein noch nicht, dass die erbrachte Dienstleistung eine elekt-
ronisch erbrachte Dienstleistung wäre.“

2. Artikel 59 Absatz 1 Buchstaben i, j und k und Absatz 2
werden gestrichen.

3. Artikel 59a erhält folgende Fassung:

„Artikel 59a

Um Doppelbesteuerung, Nichtbesteuerung und Wettbe-
werbsverzerrungen zu vermeiden, können die Mitgliedstaa-
ten bei Dienstleistungen, deren Erbringungsort sich gemäß
den Artikeln 44, 45, 56, 58 und 59 bestimmt,

a) den Ort einer oder aller dieser Dienstleistungen, der in
ihrem Gebiet liegt, so behandeln, als läge er außerhalb
der Gemeinschaft, wenn die tatsächliche Nutzung oder
Auswertung außerhalb der Gemeinschaft erfolgt;

b) den Ort einer oder aller dieser Dienstleistungen, der
außerhalb der Gemeinschaft liegt, so behandeln, als
läge er in ihrem Gebiet, wenn in ihrem Gebiet die tat-
sächliche Nutzung oder Auswertung erfolgt.“

4. Artikel 59b wird gestrichen.

5. Artikel 204 Absatz 1 Unterabsatz 3 erhält folgende Fas-
sung:

„Die Mitgliedstaaten dürfen die Option nach Unterabsatz 2
jedoch nicht auf nicht in der Gemeinschaft ansässige
Steuerpflichtige im Sinne des Artikels 358a Nummer 1
anwenden, die sich für die Anwendung der Sonderregelung
für Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und
Fernsehdienstleistungen oder elektronisch erbrachte Dienst-
leistungen entschieden haben.“

6. Die Überschrift in Titel XII Kapitel 6 erhält folgende Fas-
sung:

„Sonderregelungen für nicht ansässige Steuerpflichtige, die
Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fern-
sehdienstleistungen oder elektronische Dienstleistungen an
Nichtsteuerpflichtige erbringen“

7. Artikel 357 wird gestrichen.

8. Artikel 358 erhält folgende Fassung:

„Artikel 358

Für die Zwecke dieses Kapitels und unbeschadet anderer
Gemeinschaftsvorschriften gelten folgende Begriffsbestim-
mungen:

1. ‚Telekommunikationsdienstleistungen‘ und ‚Rundfunk-
und Fernsehdienstleistungen‘: die in Artikel 58 Absatz
1 Buchstaben a und b genannten Dienstleistungen;

2. ‚elektronische Dienstleistungen‘ und ‚elektronisch er-
brachte Dienstleistungen‘: die in Artikel 58 Absatz 1
Buchstabe c genannten Dienstleistungen;

3. ‚Mitgliedstaat des Verbrauchs‘: der Mitgliedstaat, in dem
gemäß Artikel 58 der Ort der Erbringung der Telekom-
munikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernseh-
dienstleistungen oder elektronischen Dienstleistungen
als gelegen gilt;

4. ‚Mehrwertsteuererklärung‘: die Erklärung, in der die für
die Ermittlung des in den einzelnen Mitgliedstaaten ge-
schuldeten Mehrwertsteuerbetrags erforderlichen Anga-
ben enthalten sind.“

9. Die Überschrift von Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 2 erhält
folgende Fassung:

„Sonderregelung für von nicht in der Gemeinschaft ansäs-
sigen Steuerpflichtigen erbrachte Telekommunikations-
dienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen
oder elektronische Dienstleistungen“

10. In Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 2 wird folgender Artikel
eingefügt:

„Artikel 358a

Für Zwecke dieses Abschnitts und unbeschadet anderer Ge-
meinschaftsvorschriften gelten folgende Begriffsbestimmun-
gen:
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1. ‚nicht in der Gemeinschaft ansässiger Steuerpflichtiger‘:
ein Steuerpflichtiger, der im Gebiet der Gemeinschaft
weder den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit noch
eine feste Niederlassung hat und der nicht anderweitig
verpflichtet ist, sich für mehrwertsteuerliche Zwecke er-
fassen zu lassen;

2. ‚Mitgliedstaat der Identifizierung‘: der Mitgliedstaat, in
dem der nicht in der Gemeinschaft ansässige Steuer-
pflichtige die Aufnahme seiner Tätigkeit als Steuerpflich-
tiger im Gebiet der Gemeinschaft gemäß diesem Ab-
schnitt anzeigt.“

11. Die Artikel 359 bis 365 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 359

Die Mitgliedstaaten gestatten nicht in der Gemeinschaft an-
sässigen Steuerpflichtigen, die Telekommunikationsdienst-
leistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen oder
elektronische Dienstleistungen an Nichtsteuerpflichtige er-
bringen, die in einem Mitgliedstaat ansässig sind oder
dort ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalts-
ort haben, diese Sonderregelung in Anspruch zu nehmen.
Diese Regelung gilt für alle derartigen Dienstleistungen, die
in der Gemeinschaft erbracht werden.

Artikel 360

Der nicht in der Gemeinschaft ansässige Steuerpflichtige hat
dem Mitgliedstaat der Identifizierung die Aufnahme und die
Beendigung seiner Tätigkeit als Steuerpflichtiger sowie dies-
bezügliche Änderungen, durch die er die Voraussetzungen
für die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung nicht mehr
erfüllt, zu melden. Diese Meldung erfolgt elektronisch.

Artikel 361

(1) Der nicht in der Gemeinschaft ansässige Steuerpflich-
tige macht dem Mitgliedstaat der Identifizierung bei der
Aufnahme seiner steuerpflichtigen Tätigkeit folgende Anga-
ben zu seiner Identität:

a) Name;

b) Postanschrift;

c) elektronische Anschriften einschließlich Websites;

d) nationale Steuernummer, falls vorhanden;

e) Erklärung, dass er in der Gemeinschaft nicht für Mehr-
wertsteuerzwecke erfasst ist.

(2) Der nicht in der Gemeinschaft ansässige Steuerpflich-
tige teilt dem Mitgliedstaat der Identifizierung jegliche Än-
derung der übermittelten Angaben mit.

Artikel 362

Der Mitgliedstaat der Identifizierung erteilt dem nicht in der
Gemeinschaft ansässigen Steuerpflichtigen eine individuelle
Identifikationsnummer für die Mehrwertsteuer, die er dem
Betreffenden elektronisch mitteilt. Auf der Grundlage der
für diese Erteilung der Identifikationsnummer verwendeten
Angaben können die Mitgliedstaaten des Verbrauchs ihre
eigenen Identifikationssysteme verwenden.

Artikel 363

Der Mitgliedstaat der Identifizierung streicht den nicht in
der Gemeinschaft ansässigen Steuerpflichtigen aus dem Re-
gister, wenn

a) dieser mitteilt, dass er keine Telekommunikationsdienst-
leistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen oder
elektronischen Dienstleistungen mehr erbringt;

b) aus anderen Gründen davon ausgegangen werden kann,
dass seine steuerpflichtigen Tätigkeiten beendet sind;

c) wenn er die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme
dieser Sonderregelung nicht mehr erfüllt;

d) er wiederholt gegen die Vorschriften dieser Sonderrege-
lung verstößt.

Artikel 364

Der nicht in der Gemeinschaft ansässige Steuerpflichtige hat
im Mitgliedstaat der Identifizierung für jedes Kalenderquar-
tal eine Mehrwertsteuererklärung elektronisch abzugeben,
unabhängig davon, ob Telekommunikationsdienstleistun-
gen, Rundfunk- oder Fernsehdienstleistungen oder elektro-
nische Dienstleistungen erbracht wurden oder nicht. Die
Erklärung ist innerhalb von 20 Tagen nach Ablauf des
Steuerzeitraums, der von der Erklärung umfasst wird, abzu-
geben.

Artikel 365

In der Mehrwertsteuererklärung anzugeben sind die Identi-
fikationsnummer und in Bezug auf jeden Mitgliedstaat des
Verbrauchs, in dem Mehrwertsteuer geschuldet wird, der
Gesamtbetrag ohne Mehrwertsteuer der während des
Steuerzeitraums erbrachten Telekommunikationsdienstleis-
tungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und elekt-
ronischen Dienstleistungen sowie der Gesamtbetrag der ent-
sprechenden Steuer aufgegliedert nach Steuersätzen. Ferner
sind die anzuwendenden Steuersätze und die Gesamtsteuer-
schuld anzugeben.“
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12. Artikel 366 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Beträge in der Mehrwertsteuererklärung sind in
Euro anzugeben.

Diejenigen Mitgliedstaaten, die den Euro nicht eingeführt
haben, können vorschreiben, dass die Beträge in der Mehr-
wertsteuererklärung in ihrer Landeswährung anzugeben
sind. Wurden für die Dienstleistungen Beträge in anderen
Währungen berechnet, hat der nicht in der Gemeinschaft
ansässige Steuerpflichtige für die Zwecke der Mehrwert-
steuererklärung den Umrechnungskurs vom letzten Tag
des Steuerzeitraums anzuwenden“

13. Die Artikel 367 und 368 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 367

Der nicht in der Gemeinschaft ansässige Steuerpflichtige
entrichtet die Mehrwertsteuer unter Hinweis auf die zu-
grunde liegende Mehrwertsteuererklärung bei der Abgabe
der Mehrwertsteuererklärung, spätestens jedoch nach Ab-
lauf der Frist, innerhalb der die Erklärung abzugeben ist.

Der Betrag wird auf ein auf Euro lautendes Bankkonto
überwiesen, das vom Mitgliedstaat der Identifizierung ange-
geben wird. Diejenigen Mitgliedstaaten, die den Euro nicht
eingeführt haben, können vorschreiben, dass der Betrag auf
ein auf ihre Landeswährung lautendes Bankkonto überwie-
sen wird.

Artikel 368

Der nicht in der Gemeinschaft ansässige Steuerpflichtige,
der diese Sonderregelung in Anspruch nimmt, nimmt kei-
nen Vorsteuerabzug gemäß Artikel 168 der vorliegenden
Richtlinie vor. Unbeschadet des Artikels 1 Absatz 1 der
Richtlinie 86/560/EWG wird diesem Steuerpflichtigen eine
Mehrwertsteuererstattung gemäß der genannten Richtlinie
gewährt. Artikel 2 Absätze 2 und 3 sowie Artikel 4 Absatz
2 der Richtlinie 86/560/EWG gelten nicht für Erstattungen
im Zusammenhang mit Telekommunikationsdienstleistun-
gen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und elektro-
nischen Dienstleistungen, die unter diese Sonderregelung
fallen.“

14. Artikel 369 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der nicht in der Gemeinschaft ansässige Steuer-
pflichtige führt über seine dieser Sonderregelung unterlie-
genden Umsätze Aufzeichnungen. Diese müssen so aus-
führlich sein, dass die Steuerbehörden des Mitgliedstaats
des Verbrauchs feststellen können, ob die Mehrwertsteuer-
erklärung korrekt ist.“

15. In Titel XII Kapitel 6 wird folgender Abschnitt eingefügt:

„A b s c h n i t t 3

S o n d e r r e g e l u n g f ü r v o n i n d e r G em e i n -
s c h a f t , n i c h t a b e r i m M i t g l i e d s t a a t d e s
V e r b r a u c h s a n s ä s s i g e n S t e u e r p f l i c h t i -
g e n e r b r a c h t e T e l e k o mm u n i k a t i o n s -
d i e n s t l e i s t u n g e n , R u n d f u n k - u n d F e r n -
s e h d i e n s t l e i s t u n g e n o d e r e l e k t r o n i -
s c h e D i e n s t l e i s t u n g e n

Artikel 369a

Für Zwecke dieses Abschnitts und unbeschadet anderer Ge-
meinschaftsvorschriften gelten folgende Begriffsbestimmun-
gen:

1. ‚nicht im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässiger Steuer-
pflichtiger‘: ein Steuerpflichtiger, der den Sitz seiner wirt-
schaftlichen Tätigkeit oder eine feste Niederlassung im
Gebiet der Gemeinschaft hat, aber weder den Sitz seiner
wirtschaftlichen Tätigkeit noch eine feste Niederlassung
im Gebiet des Mitgliedstaats des Verbrauchs hat;

2. ‚Mitgliedstaat der Identifizierung‘: der Mitgliedstaat, in
dem der Steuerpflichtige den Sitz seiner wirtschaftlichen
Tätigkeit hat oder, falls er den Sitz seiner wirtschaftli-
chen Tätigkeit nicht in der Gemeinschaft hat, in dem er
eine feste Niederlassung hat.

Hat der Steuerpflichtige den Sitz seiner wirtschaftlichen Tä-
tigkeit nicht in der Gemeinschaft, dort jedoch mehr als eine
feste Niederlassung, ist Mitgliedstaat der Identifizierung der
Mitgliedstaat mit einer festen Niederlassung, in dem dieser
Steuerpflichtige die Inanspruchnahme dieser Sonderrege-
lung anzeigt. Der Steuerpflichtige ist an diese Entscheidung
für das betreffende Kalenderjahr und die beiden darauf fol-
genden Kalenderjahre gebunden.

Artikel 369b

Die Mitgliedstaaten gestatten nicht im Mitgliedstaat des Ver-
brauchs ansässigen Steuerpflichtigen, die Telekommunika-
tionsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistun-
gen oder elektronische Dienstleistungen an Nichtsteuer-
pflichtige erbringen, die in einem Mitgliedstaat ansässig
sind oder dort ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen
Aufenthaltsort haben, diese Sonderregelung in Anspruch
zu nehmen. Diese Regelung gilt für alle derartigen Dienst-
leistungen, die in der Gemeinschaft erbracht werden.

Artikel 369c

Der nicht im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässige Steuer-
pflichtige hat dem Mitgliedstaat der Identifizierung die Auf-
nahme und die Beendigung seiner dieser Sonderregelung
unterliegenden Tätigkeit als Steuerpflichtiger sowie diesbe-
zügliche Änderungen, durch die er die Voraussetzungen für
die Inanspruchnahme dieser Sonderregelung nicht mehr er-
füllt, zu melden. Diese Meldung erfolgt elektronisch.
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Artikel 369d

Ein Steuerpflichtiger, der die Sonderregelung in Anspruch
nimmt, wird in Bezug auf dieser Regelung unterliegende
steuerbare Umsätze nur in dem Mitgliedstaat der Identifi-
zierung erfasst. Hierzu verwendet der Mitgliedstaat die in-
dividuelle Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer, die dem
Steuerpflichtigen für die Erfüllung seiner Pflichten aufgrund
des internen Systems bereits zugeteilt wurde.

Auf der Grundlage der für diese Erteilung der Identifika-
tionsnummer verwendeten Angaben können die Mitglied-
staaten des Verbrauchs ihre eigenen Identifikationssysteme
beibehalten.

Artikel 369e

Der Mitgliedstaat der Identifizierung schließt den nicht im
Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässigen Steuerpflichtigen
von dieser Sonderregelung in folgenden Fällen aus:

a) wenn dieser mitteilt, dass er keine Telekommunikations-
dienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen
oder elektronischen Dienstleistungen mehr erbringt;

b) wenn aus anderen Gründen davon ausgegangen werden
kann, dass seine dieser Sonderregelung unterliegenden
steuerpflichtigen Tätigkeiten beendet sind;

c) wenn er die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme
dieser Sonderregelung nicht mehr erfüllt;

d) wenn er wiederholt gegen die Vorschriften dieser Son-
derregelung verstößt.

Artikel 369f

Der nicht im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässige Steuer-
pflichtige hat im Mitgliedstaat der Identifizierung für jedes
Kalenderquartal eine Mehrwertsteuererklärung elektronisch
abzugeben, unabhängig davon, ob Telekommunikations-
dienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen
oder elektronische Dienstleistungen erbracht wurden oder
nicht. Die Erklärung ist innerhalb von 20 Tagen nach Ab-
lauf des Steuerzeitraums, der von der Erklärung umfasst
wird, abzugeben.

Artikel 369g

In der Mehrwertsteuererklärung anzugeben sind die Identi-
fikationsnummer nach Artikel 369d und in Bezug auf jeden
Mitgliedstaat des Verbrauchs, in dem die Mehrwertsteuer
geschuldet wird, der Gesamtbetrag ohne Mehrwertsteuer
der während des Steuerzeitraums erbrachten Telekommuni-
kationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleis-
tungen und elektronischen Dienstleistungen sowie der Ge-
samtbetrag der entsprechenden Steuer aufgegliedert nach
Steuersätzen. Ferner sind die anzuwendenden Mehrwert-
steuersätze und die Gesamtsteuerschuld anzugeben.

Hat der Steuerpflichtige außer der Niederlassung im Mit-
gliedstaat der Identifizierung eine oder mehrere feste Nie-
derlassungen, von denen aus die Dienstleistungen erbracht
werden, so sind in der Mehrwertsteuererklärung für jeden
Mitgliedstaat der Niederlassung außer den in Absatz 1 ge-
nannten Angaben auch der Gesamtbetrag der Telekommu-
nikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleis-
tungen und elektronischen Dienstleistungen, die unter diese
Sonderregelung fallen, zusammen mit der jeweiligen Mehr-
wertsteuer-Identifikationsnummer oder der Steuerregister-
nummer dieser Niederlassung, aufgeschlüsselt nach Mit-
gliedstaaten des Verbrauchs, anzugeben.

Artikel 369h

(1) Die Beträge in der Mehrwertsteuererklärung sind in
Euro anzugeben.

Diejenigen Mitgliedstaaten, die den Euro nicht eingeführt
haben, können vorschreiben, dass die Beträge in der Mehr-
wertsteuererklärung in ihrer Landeswährung anzugeben
sind. Wurden für die Dienstleistungen Beträge in anderen
Währungen berechnet, hat der nicht im Mitgliedstaat des
Verbrauchs ansässige Steuerpflichtige für die Zwecke der
Mehrwertsteuererklärung den Umrechnungskurs vom letz-
ten Tag des Steuerzeitraums anzuwenden.

(2) Die Umrechnung erfolgt auf der Grundlage der Um-
rechnungskurse, die von der Europäischen Zentralbank für
den betreffenden Tag oder, falls an diesem Tag keine Ver-
öffentlichung erfolgt, für den nächsten Tag, an dem eine
Veröffentlichung erfolgt, veröffentlicht werden.

Artikel 369i

Der nicht im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässige Steuer-
pflichtige entrichtet die Mehrwertsteuer unter Hinweis auf
die zugrunde liegende Mehrwertsteuererklärung bei der Ab-
gabe der Mehrwertsteuererklärung, spätestens jedoch nach
Ablauf der Frist, innerhalb der die Erklärung abzugeben ist.

Der Betrag wird auf ein auf Euro lautendes Bankkonto
überwiesen, das vom Mitgliedstaat der Identifizierung ange-
geben wird. Diejenigen Mitgliedstaaten, die den Euro nicht
eingeführt haben, können vorschreiben, dass der Betrag auf
ein auf ihre Landeswährung lautendes Bankkonto überwie-
sen wird.

Artikel 369j

Der nicht im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässige Steuer-
pflichtige, der diese Sonderregelung in Anspruch nimmt,
nimmt in Bezug auf seine dieser Sonderregelung unterlie-
genden steuerbaren Tätigkeiten keinen Vorsteuerabzug ge-
mäß Artikel 168 dieser Richtlinie vor. Unbeschadet des
Artikels 2 Nummer 1 und des Artikels 3 der Richtlinie
2008/9/EG wird diesem Steuerpflichtigen insoweit eine
Mehrwertsteuererstattung gemäß der genannten Richtlinie
gewährt.
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Führt der nicht im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässige
Steuerpflichtige, der diese Sonderregelung in Anspruch
nimmt, im Mitgliedstaat des Verbrauchs auch nicht der
Sonderregelung unterliegende Tätigkeiten aus, für die er
verpflichtet ist, sich für Mehrwertsteuerzwecke erfassen zu
lassen, zieht er die Vorsteuer in Bezug auf seine dieser
Sonderregelung unterliegenden steuerbaren Tätigkeiten im
Rahmen der nach Artikel 250 abzugebenden Mehrwert-
steuererklärung ab.

Artikel 369k

(1) Der nicht im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässige
Steuerpflichtige führt über seine dieser Sonderregelung un-
terliegenden Umsätze Aufzeichnungen. Diese müssen so
ausführlich sein, dass die Steuerbehörden des Mitgliedstaats
des Verbrauchs feststellen können, ob die Mehrwertsteuer-
erklärung korrekt ist.

(2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind dem Mit-
gliedstaat des Verbrauchs und dem Mitgliedstaat der Identi-
fizierung auf Verlangen elektronisch zur Verfügung zu stel-
len.

Die Aufzeichnungen sind vom 31. Dezember des Jahres an,
in dem der Umsatz bewirkt wurde, zehn Jahre lang auf-
zubewahren.“

16. Die Überschrift von Anhang II erhält folgende Fassung:

„EXEMPLARISCHES VERZEICHNIS ELEKTRONISCH
ERBRACHTER DIENSTLEISTUNGEN IM SINNE VON
ARTIKEL 58 ABSATZ 1 BUCHSTABE C“

Artikel 6

Die Kommission legt bis zum 31. Dezember 2014 einen Bericht
darüber vor, ob die Vorschrift gemäß Artikel 5 für Telekommu-
nikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistun-

gen und elektronisch erbrachte Dienstleistungen an Nichtsteuer-
pflichtige effizient angewandt werden kann, sowie zu der Frage,
ob diese Vorschrift zu dem genannten Zeitpunkt noch mit der
allgemeinen Politik in Bezug auf den Ort der Dienstleistung in
Einklang steht.

Artikel 7

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um den Artikeln 1
bis 5 dieser Richtlinie zu den in jenen Vorschriften genannten
Zeitpunkten nachzukommen.

Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.
Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Ein-
zelheiten der Bezugnahme werden von den Mitgliedstaaten ge-
regelt.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 8

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt
der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 9

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 12. Februar 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsident
A. BAJUK
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